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Antrag 

der Abgeordneten Alois Graf von Waldburg-Zeil, Karl Lamers und der Fraktion der 
CDU/CSU, der Abgeordneten Dr. R. Werner Schuster, Joachim Tappe und der Fraktion 
der SPD, der Abgeordneten Dr. Uschi Eid und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abgeordneten Ulrich Irmer, Dr. Irmgard Schwaetzer und der Fraktion der 
F.D.P. 


Initiativen zur Hersteliung des Friedens im Sudan 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Dem seit 1955 mit nur elfjähriger Unterbrechung andauernden 
Bürgerkrieg im Sudan sind mittlerweile nahezu drei Millionen 
Menschen zum Opfer gefallen. Der Krieg hat zudem zu einer 
der größten Fluchtbewegungen der Gegenwart geführt. Fünf 
Millionen Sudanesen sind innerhalb des Landes vertrieben 
worden, fünfhunderttausend von ihnen in die angrenzenden 
Nachbarländer, 

Jeder Versuch, den Bürgerkrieg allein auf die Gegensätze zwi- 
schen dem islamisch fundamentalisch geprägten Norden und 
dem christhch geprägten Süden zu begrenzen, verkennt die 
mehrdimensionale Problemlage. Die Ursachen sind in gleicher 
Weise in der divergierenden Interessenlage der Vielzahl an 
Ethnien oder der unterschiedlich verlaufenden ökonomischen 
Entwicklung im Norden und Süden des Landes, die sich aus 
der geographisch ungleichen Verteilung von Bodenschätzen 
ergibt, zu suchen. 

Es mehren sich die Hinweise, daß der Bürgerkrieg im Grenz- 
gebiet zwischen dem Norden und Süden des Landes wie bereits 
1995 vehement aufflammt. Anzeichen dafür sind die erhebli- 
chen Mobilisierungsanstrengungen, die von allen involvierten 
Konfliktparteien unternommen werden. Die Folgen erneuter 
Kampfhandlungen wären die Vernichtung weiterer unzähliger 
Menschenleben und eine nicht zu kontrollierende Fluchtwel- 
le. 

Neben dem in der Weltöffentlichkeit im Vordergrund stehen- 
den Konflikt zwischen dem Nord- und Südsudan gewinnen be- 
waffnete Auseinandersetzungen zwischen den beteiligten Par- 
teien im Süden wie auch im Norden zunehmend an Bedeutung. 
Jede Konfliktlösungsstrategie hat dies zu berücksichtigen. 

Ungeachtet aller Gegensätzlichkeiten haben Gespräche mit 
den Repräsentanten des Südens (SPLA, SPLA-United, SSIM), 
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der Regierung in Khartoum sowie der Opposition im Norden 

(UMMA, DUP) überraschende Übereinstimmung in folgenden 

Punkten ergeben: 

- Keine Seite kann den Bürgerkrieg mit militärischen Mitteln 
gewinnen. Nur eine politische Lösung bringt den Frieden. 

- Ein kurzfristiger Regierungswechsel in Khartoum ist un- 
wahrscheinlich und würde den Konflikt nicht beenden. 

- Die Bevölkerung des Landes wünscht eine friedliche Lö- 
sung und verweigert den Konfliktparteien zunehmend die 
Gefolgschaft. 

- Alle Konfliktparteien stimmen externer Vermittlung zu, wo- 
bei die Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland aus- 
drücklich erwünscht ist. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den Friedensprozeß, insbesondere die Bildung mehrerer 
miteinander vernetzter „Runder Tische", zu unterstützen. 
Diese „Runden Tische" sollen auf verschiedenen Ebenen 

a) die Konfliktparteien im Sudan, 

b) die Staaten der Intergovernmental Authority on 
Drought and Development (IGAD) (Äthiopien, Dschi- 
buti, Eritrea, Kenia, Somalia, Sudan, Uganda) und 

c) die Freunde der IGAD-Staaten (USA, Kanada, Groß- 
britannien, Norwegen, Niederlande) zusammenführen, 

d) eine gemeinsame Politik im Rahmen der Europäischen 
Union (GASP), insbesondere mit Frankreich anstreben; 

2. innerhalb der Vereinten Nationen, insbesondere aber der 
Europäischen Union auf koordinierte Initiativen zur Förde- 
rung der Zivilgesellschaft (insbesondere Frauenorganisa- 
tionen) sowie ziviler Strukturen im Sudan (empowerment) 
hinzuwirken. Die Unterstützung soll nicht in Form von 
Großprojekten der Finanziellen Zusammenarbeit, sondern 
primär in Form von Kleinprojekten der Technischen und 
Personellen Zusammenarbeit, die überwiegend vom Deut- 
schen Entwicklungsdienst und Nichtregierungsorganisa- 
tionen durchgeführt werden, erfolgen; 

3. den von IGAD initiierten Prozeß einer friedlichen Konflikt- 
lösung verstärkt zu unterstützen. Darüber hinaus soll die 
IGAD-Initiative in ihrem Bemühen, die Entwicklung ihrer 
eigenen Länder voranzutreiben, gestärkt werden. Dies 
wird die Bereitschaft und das Selbstbewußtsein dieser Län- 
der erhöhen, sich auf dem schwierigen Feld der Krisen- 
prävention (z. B. im Sudan) aktiv zu engagieren; 

4. innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft darauf 
hinzuwirken, daß mittels außen- und entwicklungspoliti- 
scher Maßnahmen positive Anreize für alle sudanesischen 
Konfliktparteien geschaffen werden, um einen ernsthaften 
und zeitlich überschaubaren Dialogprozeß voranzubringen; 
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5. sich gegenüber dem Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank dafür einzusetzen, daß diese die Rückzah- 
lungsmodalitäten der sudanesischen Auslandsschulden mit 
dem Sudan neu verhandeln und die Modalitäten von Fort- 
schritten im Friedensprozeß abhängig gemacht werden; 

6. auf ein international kontrolliertes Monitoring des Frie- 
densprozesses (incl. Referendum) zu drängen, 

7. darauf hinzuwirken, daß geeignete und von allen Kon- 
fliktparteien akzeptierte Mediatoren gefunden werden. 
Eine besondere Bedeutung in diesem Dialogprozeß kommt 
der Sudan Working Group der All African Conference of 
Churches zu. Die hier bereits vorhandenen Kommunikati- 
onsstrukturen sollen genutzt werden; 

8. auf eine Fortsetzung des von der UNESCO initiierten Bar- 
celona-Prozeß vom September 1995 zu drängen, 

9. geeignete Vertreter der sudanesischen Regierung, des Par- 
laments und der Nationalen Islamischen Front zum Dialog, 
ggf. auf informeller Ebene nach Europa einzuladen. In die- 
sem Zusammenhang sind insbesondere die politischen Stif- 
tungen gefordert; 

10. die vom Sudan gesehene Möglichkeit zum Aufbau eines 
föderalistischen Systems zur Lösung seiner internen Pro- 
bleme zu fördern, indem der Verfassungsdialog mit dem 
Sudan geführt wird. Deutsche Verfassungsrechtler könn- 
ten Beratungsaufgaben wahrnehmen; 

11. auf internationaler Ebene dem schleichenden Genozid des 
Nuba- Volkes im Sudan entgegenzuwirken, 

12. international auf die Beendigung sämtlicher Waffenliefe- 
rungen an die sudanesischen Konfliktparteien hinzuwir- 
ken. Die EU hat bereits beschlossen, keine Waffen an die 
Konfliktparteien zu liefern; 

13. schließlich einen kontinuierlichen und systematischen Dia- 
log zwischen Islam und westlicher Welt zu initiieren, um 
gegenseitige Vorurteile abzubauen. 

Bonn, den 15. Januar 1997 

Alois Graf von Waldburg-Zeil 

Karl Lamers 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Dr. R. Werner Schuster 

Joachim Tappe 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Dr. Uschi Eid 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Ulrich Irmer 

Dr. Irmgard Schwaetzer 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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